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glaubt, tvir werden bald eher einer Sprach schule als
einer gesczgcbenden Versammlung gleichen; er Host

auch, daß wir einst dem Beispiel Frankreichs folgen
und nur eine Sprache gebrauchen werden, denn unge-
achtet diese Republik 4 Sprachen innert ihren Grän-
zen zahlt, so spricht ihre Stellvertrettung doch nur in
einer Sprache. Weber bittet) da jedermann ein-
sehe, daß die Sache für einmal unmöglich ist, daß
man auch davon schweige, weil solche Berathungen
der Einheit der Republik nachrheilig werden könnten;
er stimmt dem Rapport bei. Secretan erklärt, daß
er nicht leicht solche Aeusserungen von Einheit der
Sprache mit den Empfindungen brüderlicher Liebe
vereinbaren könne, die wir untereinander fühlen; er
denkt, daß das Volk in seinem Kanron z. V. doch zu
seinem Stellvertretter ernennen kann, wen es will,
und nicht blos solche, die deutsch sprechen, und, fragt
er, wollte man demLeman, der erst aus defer Skla-
verei heraustrit, wiederum nur deutsche Gesetze geben?
Das Uebersetzen in unsrer Versammlung hat auch seine
Vortheile, die wir nicht verkennen müssen; es erlcich-
tert uns das sorgfaltigere Nachdenken über die vcr-
handleten Gegenstände, und das Gesetze geben be-

darf doch wohl eher der Sorgfalt als der Eile. Also
laßt uns unsre Bruderliebe nicht vergessen, und gehen
wir über solche Aeusserungen und Einfragen zur Tages-
ordnung. Erlach er rechtfertigt seine Einfrage, die
keineswegs auf den gegenwärtigen Augenblik paßte,
durch das Beispiel der grossen Nation, durch die so

dringend nothwendige Zeitersparung und durch die
Rechenschaft, die wir hierüber demVolke schuldig sind.

Der Präsident erklart, daß er den Rapport
der Commission nicht ins Mehr setzen könne, weil er
von einem dritten Dolmetscher spreche, da doch das
Reglement nur zwei derselben gestattet, und also die
Commission auf Rüknahme dieser §K des Reglements
hätte antragen sollen. Kühn unterstüzt die Einwen-
dung des Präsidenten und die über Erlachers Be-
merkungen gefederte Tagesordnung. Weber beharret
auf dem Rapport der Commission, indem die Anord-
nung in Rüksicht der Dolmetscher erst nachher gemacht
tverdsn könne. Koch stimmt dem Präsidenten bei
und begehrt Rükweisung des Rappcrts an die Coin-
mission, um denselben, nicht dem Reglement widerspre-
chend, umzuarbeiten. Pellegrini begehrt, daß sich

überhaupt die Versammlung einen Dollmetsch halte,
der dem Reglement znfolge auch der italiänischen
Sprache mächtig sey. Kochs Antrag der Rükwei-
sung an die Commission und die Tagesordnung über
Erlachers Frage wird angenommen.

Huber fodertEntlassung aus dieser italiänischen
Bulletincommission. Marcacci widersezt sich, und
erklärt, daß nun die Commission auf die gleichen
Rechte für die italiänischen Schweizer Anspruch ma-
chen werde, welche die franzosischen genießen. Kühn
räch der Commission qn, vor allem aus Rüknahme

des 60 und 61 § des Reglements zu begehren.
H über nimmt sein Begehren zurück.

Nachmittagssizung.
Mit absolutem geheimen Stimmemnehx von z?

Stimmen, wird Sucer zumPrasidenten erwählt.
Secretan hatte 23 Stimmen.

Auf gleiche Art, mit zy Stimmen wird Huber
zum deutschen Secretair ernannt.

Statt Secretan wird mit relativem Stimmen-
mehr Pellegrini zu einem Saalinspektor w.
wählt.

Bericht der Majorität der Commission des

grossen Rathes/ über die Entschädigung
der verfolgten Patrioten; vorgelegt wi
Anderwerth.

(Der im i8l. Stük abgedrukte Commissionalvorschlag
war der der Minorität, von Secretan vorgetragen.)/

Bürger Repräsentanten!
Da der Senat durch eine Botschaft vom zc>. Jul.

den vom grossen Rath unterm 3. Jul. wegen Entschä-

digung der Patrioten gefaßten Entschluß verworfen

hat, so wird die neuerlich deswegen vom grossen Räch

ernannte Commission die Ehre haben, darüber folgen-
de Bemerkungen und Vorschlag mitzutheilen.

Derjenige, welcher sich gegen eine vom Volk
anerkennte Staatsverfassung durch Worte oder Hand-

lungen empöret, verletzet die erste Pflicht, die er der

allgemeinen Ruhe und Sicherheit schuldig ist, wem

nicht diese seine Schritte mit dem ausdrüklichen Wm
len des Volkes oder des größten Theiles desselben

angenommen werden. Er handelt unklug, und hat

sich die daraus zuziehenden üblen Folgen selbst zuzu-

schreiben, wenn er den Willen des Volkes entweder

auf eine unzwekmassige Art oder zu einer unsclstkllaM

Zeit umzustimmen suchte. Die nach der jeweils» ve-

stehenden Regierungsverfassung gewählte oder ernenn.«

Regierungen und Beamte sind die Vollzieher oer

Gesetze; ihnen ist die Bewahrung der Staatsversa/
siing vom Volk anvertraut. Ihre ersten Pwchrc
fodern sie auf, nicht den geringsten Schritt zu sswI"
rcn, der gegen eine solche Verfassung zielen wnro -

so lange nämlich nicht das Volk selbst oder der gro«

Theil desselben eine Abänderung zu wollen, sim » '
eine deutliche Art erklärt hat. Ihre Pflichten fade,

sie aber auch auf, den vorhandenen FundainentaW
zen und Verträgen weder durch sich selbst noch our 1

andere zu nahe zu treten oder wol gar sie zu uv -

schreiten.

(Die Fortsetzung im i8?> Stük.),



Der schweizeri

Hundert sieben u

Bericht der Majorität der Commission deö
grossen Rathes, über die Entschädigung
der verfolgten Patrioten îc.

(Fortsetzung.)
Trittet eine allgemeine Widersezlichkeit ein,

die bestehende Gesetze und Verordnungen zu befolgen;
weigert sich der grössere Theil des Staates den er-
kaßnen Befehlen durch erforderliche Zwangmittel Wir-
kung geben zu lassen; finden die aufgestellte Behörden
beim größten Theil des Vslkes keine Hilfe und Un-
tcrstsitzung, die Beförderer der neuen Verfassung zu
bestrafen; leiht das Volk denjenigen, die für neue
Verfassung sich verwenden und erklaren, geneigtes
Gehör und wol gar selbst Hilfe, so wird es den Re-
glerungen und Beamteten zur Pflicht, dem Willen
des Volkes sich nicht entgegenzusetzen, sondern die
neue Verfassung nach ihren Kräften zu befördern, und
ihre AnHanger zu beschützen. Sie wurden daher dop-
pelt strafbar handeln, einen solchen, der sich für die
Staatsuinanderung verwenden würde, zu hindern,
oder ihn wohl gar zu strafen, wenn einmal diese
durch den grössern Theil des Volkes beschlossen, und
dieser Entschluß durch eine hinlänglich deutliche Art
zu erkennen gegeben worden ist.

Jeder Bürger im Staat ist schuldig, der bestehen-
den Verfassung getreu zu bleiben, so lange er nicht
entweder überzeuget wird, daß die alte Verfassung
den Sturz des Vaterlandes nach sich ziehe, und hin-
gegen die neue das Wohl des Vaterlandes besser befestige,
als die vorige, oder so lange nicht der grössere Theil
des Volkes die Umänderung der Verfassung beschlossen
hcê Ehe nicht das eine oder andere geschehen ist,
kann ihm kein Schritt zugerechnet werden, den er
gegen die Umänderung der alten Verfassung unter-
nahm, wenn er anders nicht die Gränzen der Mensch-
lichkeit zu überschreiten sich erfrechte.

Diese allgemeinen Grundsake führen auf die wich-
tige Frage: ob die vorigen Regierungen und Oligar-
chen, den Patrioten, die auf ihren Befehl oder von
ihnen seit dem Anfang der französischen Revolution
verfolget worden sind, und für die Sache der Freiheit
an ihren Personell, ihrer Ehre oder ihrem Vermögen
gelitten haben, Entschädigung schuldig sind'?

Nur der grossen Nation war es vorbehalten, vor
einem Jahrzehend eine Revolution in ihrem Staat ent-
stehen zu machen, welcher alle Jährbücher der Geschichte
keine ahnliche an die Seite liefern können; nur sie

wußte die noch grössere Kunst, das Volk in einer lan-
gen Reihe von Jahren unvermerkt darauf vorzuberei-

e Republikaner.
d achtzigstes S t ü k.

ten! Nnr ihr Beifpeil und ihre Unterstützung ist die
erste Haupturfache, die ähnliche Verfassungen in an--
dem Staaten entstehen macht! Aber damals war der
Zeitpunkt für die Schweiz noch nicht entstanden;
Neutralität war damals noch der Wille des helvcti-
schen Volks: denn sie war damals noch selbst der
Wunsch von Frankreich und ganz Europa. Der An-
fang der französischen Revolution kann also nicht d-e
Epoche seyn, bei welcher die Patrioten Entschädign»-
geir begehren dürfen für die Handlungen und Schritte,
die sie wegen der Sache der Freiheit unternommen
zu haben glaubten; solche Handlungen und Schritte
waren damals gegen den Willen des Volks; sie haben
sich also die dadurch zugezogne Folgen selbst zuzus
schreiben, und niemand kann ihnen dafür verantwort-
lich werden.

Auch sind Handlungen und Schritte, die wegen
Beschwerden einzelner Personen oder Gesellschaften
unternommen wurden, von jenen wohl zu unterscheiden,
die für die Sache der allgemeinen Freiheit geschehen;
die erstere sind nur als mittelbare Ursachen zu betrach-

ten, die von Ferne nur auf die Stimmung des Volks
wirkten, sich nach und nach der Sache der Freiheit
zu nähern.

Die Constitution zeigt uns nicht undeutlich, von
welcher Zeit an, die Widersezlichkeit gegen Annahme
der Constitution zu bestrafen sey, da sie im m. §.
verordnet: daß diejenigen, welche wegen verlohrnen
Stellen oder Pfründen Entschädigung oder Vergütung
zu fodern haben, davon ausgeschlossen seyn sollen, welche

von dem Augenblik an, da der Entwurf der Verfaß-
sung bekannt gemacht wurde, sich der Einfuhrung
einer weisen, politischen Gleichheit zwischen den Vürs
gern und Unterthanen, und des Systems der Einheit
und Gleichheit zwischen den Mitgliedern des allgemein
nen Vaterlandes widersezten; sie fügt noch ferner bei:
Daß gegen jene strenge Maaßregeln ergrissen werden

sollen, deren Widerstand sich durch Arglist, Treulos
sigkeit oder Bosheit ausgezeichnet hatte.

Diesen Zeirpunkt hat die helvetische Nation durch

Annahme der Constitution festgesezt, diejenigen zu

strafen, die der Annahme entgegen handeln würden.
Von diesein Zeitpunkt an gerechnet sind Handlungen
und Schritte, die von den Patrioten für die Sache
dev allgemeinen Freiheit unternommen wurden, wahre
Opfer des Vaterlandes. Voir diesem Zeitpunkt an

!sind Regierungen und Oligarchen, von welchen die

Patrioten auf was immer für eine Art beschädiget

wurden, ihnen verantworlich, weil sie gegen denWil-
len des Volkes handelten, und sind ihnen daher Eê



fchädigung schuldig. Aber hier trittst zugleich der Fall
ein, wo sich der wahre Patriotismus ganz in seinem
Licht darstellen muß. Den wahren Patrioten darf
nicht Ehrgeiz, nicht Eigennutz zu seinen Handlungen
leiten; das Wohl des Vaterlandes und das Gluk
seiner Mitbürger kann die einzige Triebfeder seiner
Handlungen seyn, und in dieser Aükücht soll man auf
die Billigkeit der Federungen, wenn die Patristen

' nach den vorangeschikten Grundsätzen einige zu machen
haben, zahlen dürfen.

Man mnß den Gesichtspunkt nicht ausser Acht
lassen, daß mit jeder Staatsumänderung eine Art
innerlichen Krieges verbunden ist. Wenn zwischen zwei
Kriegführenden Machten Friede geschlossen wird, so

trittst gewöhnlich vor allen Friedensartikeln die der
Menschlichkeit und Aussöhnung schuldige Bedingniß
der Amnestie ein. Könnten wir uns von diesem Be-
dingniß gänzlich befreien? wir, die wir uns als Brü-
der durch die Annahme der Constitution vereinigt ha-
den? dürften wir ohne, der edeln Gesinnung eines
jeden Patrioten, der mit Wahrheit diesen Namen ver-
dienen will, zu nahe zu tretten, vermuthen, daß er
für Verlezung seiner Ehre, seiner Person oder anderer
Vorzüge Entschädigung begehren werde? Würde er
nicht gerade eben diesen seinen Patriotismus, wegen
welchem er entschädiget werden muß, zweifelhaft ma-
chen, wenn er nicht lieber gütliche Ausgleichung zwi-
schen ihm und seinem Gegner dem rechtlichen Weg
vorziehen; wenn er für etwas anders als nur für
wirklichen Verlust seines Vermögens Ersaz fodern;
wenn er endlich auch diesen anders als nach der
möglichen Billigkeit mit Nüksicht auf seine durch die
Revolution begünstigte, für die vorigen Regierungen
und Oligarchen aber in einiger Rükstcht ungluklich
«ewordne Umstände, begehren würde? Wo bliebe das
Verdienst um das Varerland, ohne welches kein Pa-
triotismus denkbar ist, wenn er für alles, was er
dem Baterland opfert, die Rechnung machen wollte?
Der Krieger im Feld verläßt für sein Vaterland Fa-
milie und alles, was seinem Herzen am liebsten ist;
er kömmt als Sieger oft mit verstümmeltem Körper
in seine Heimath zurük, und seme Federung ist doch
keine andere, als: der Dank und die Liebe seines
Vaterlandes. Auf diesen haben die Patrioten den
gegründeten Anspruch; aber sie haben auf der andern
Seite auch das Recht, zu erwarten, daß der Staat
bedacht seyn werde, ihnen die Mittel und Wege zu
zeigen, wie sie in Fällen, wo ihnen Entschädigung
gebührt, dieselbe erlangen könne». Der Hauptgrund-
saz, auf welchem unsere ganze Verfassung beruhet, ist
Vereinigung zwischen allen und jeden einzelnen Bürger!«
Helveàs; für diesen allgemeinen Endzwek müssen
sich alle verwenden; das Volk hat dadurch, daß
es dem einen oder ander» Staatsbürger ein Amt
was immer für einer Art übertrug, ihn me
von der Pflicht losgesprochen, zwischen streitenden

Parteien giltkicke Ausgleichung zu versuchen, bsson-
ders wenn es Falle belrifr, deren Entscheidung den

Sturz odn da,- Bestehen ganzer Familien, den Ve«
sail oder das M ük ganzer Gemeinen nach sich ziehen
könnre. Fcaulr.-ch traf cic wohlthätige Anstalt Feie-
densrich er zu ernennen, deren Etdzwek die Aussehe
nun« der streit.»den Partien ist, auch wir sind im
Begrif das nämliche zu verfüge«»: es ist also nichts
zwclmässig-'r, als daß wir eine ähnliche Verfügung m
dieser wichtigen Frage um Entschädigung der Patrie-
ten treffen, und sie vor allem zu gütlicher Ausgleichung
verweisen. Es scheint eben so jwekniassig zu seyn im

Fall einer rechtlichen Entscheidung den oberssu Ge»

richtshof als zuständige Behörde zu ernennen, weil
die,e Entscheidung keiner Gercehtigkeitsstelle eines ein»

zelnen Kantons übertragen werden kann, da die Frage,
ob der Kanton im revsl«tionairen Zustand, nach Im
halt der Konstitution war, eben selbst zu untersuchen
ist, worüber diejenige Gerichtsstello am unbefm geastei»

entscheiden kann, welcher die Geiechtt^keitspfiege von
der ganzen Nation übertragen worden ist.

Aus diesen vorangeschikten Grunbsätzen und Be-

inerkungcn wird folgender Beschluß gezogen:

An den Senat.
Der grosse Rath der einen und untheilbaren heb

vetischen Republik.

In Erwägung, daß die Konstitution im 10. § ver<

ordnet daß diejenigen, welche sich von dem Augenblik

an, da der Entwurf der Verfassung bekannt genachet
wurde, der Einführung einer weisen politischen Gleich-
hcit widersczten. keine Entschädigung für ihre vcrlohrne
Stellen zu beziehen haben sollen.

In Erwägung, daß durch dieses Gssef jeder Re-

gierung so wie jedem Bürger die Pflicht ausgelegt

ward, sich von diesem Zeitpunkt an der Sache der

Freiheit anzunehmen.

In Erwägung, daß die nach diesem Zeitpunkt für

die allgemeine Sache der Freiheit »nternonimcne Hand-

langen und Schritte mit dem Willen des volles gc-

lchàhen, und daher diejenigen, die solche Patrioten
straften oder ihnen sogar Schaden zufügten, gegen

den Willen des Volkes handelten.
In Erwägung, daß es nie der Wille des Volle»

seyn konnte, daß Fundamentalvertrage und Grieße

verlejet und überschritten werden: daß daher die eu

wa dagegen untemommenen Handlungen immer straf,

bar waren, und auf keine Art durch Verjährung ge-

rechtfertiget werden können.
In Erwägung, daß also diejenigen, die sich dielen

Handlungen wibcrsezten, dieses mit dem Willen ceo

Volkes unternahmen.
In Erwägung, daß gütliche Ausgleichung dem

Sinn des wahren Patriotismus und dem Woyt
Vaterlandes entspreche.
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Beschließt: ^l) i'ille P ttno!?n, welche von den ehemaligen Regie-

rungen und Oligarchen, oder auf ihren Befehl,
von dem Mgenbtit an, da der Entwurf der neuen

Konstitution in -yrem Kanconc bekannt gìmacht
wurde, wegen ihren für d,e Sache der allg.nici-
nen Freiheit unlernommenen Handlungen und
SHkritten belchädigt werden sind, wlleu von den--

selben cn-schadigesweroen. Auch diejenigen, wei.h
von dieser Zeit an, ihrer gegen die V»r!ctung sôrnî

ficher Fundamentalgeseye und Vertrage unter
nommcnen Hanblnngen und Schricte haiden,
Schade» gelitten, sollen von den Urhebern des

erlittenen Schadens cnt-chädiget werden.
») Für solche gefällte Urtheile, Sprüche, Ve-ordnun-

gen oder Befehle sollen alle Mitglieder eines
Co ps, die das Stimmenrccht belasten, gcmc!»
schafclich einer für alle, uitd alle für einen belangt
werden können Dabei aber jedem, der davon
ausgenommen zu seyn glaubt, vorbehalten seyn,
seine Beweise dagegen anbringen zu dürfen.

Z) Die Entschadigungsfoderungc» werden von den

Patrioten dem Distrittsgcrichte, worinn dir be-

klagte Regierung sich aufhielt, oder -- wenn es
einen einzelnen betrlft — wo der Beklagte seßhaft
ist, schriftlich eingereichet, und zugleich von ihnen
vier Schiedsrichter zu gütlicher AuSgleiaMNg vor-
geschlagen, von denen der Gegentheil zwei wählen
muß.

4) Diese Kiagschrist sammt dem Verzeichniß der von
den Klägern vorgeschlagnen Schiedsrichter iaßr
das Disteiktsgericht den Beklagten zustellen, wet
che inner lo Ta^en chre Einwendungen gegen die
Klaqschrift ihm übergeben; die zwei von den vor
geschlagnen Schiedsrichtern gewählte, anzeige»,
und zugleich vier andere Schiedsrichter dem Di
siriktsgencht namhaft innren müssen, damit die
Kläger davon ebenfalls zwei tvah.e» uns davon
die Anzeige diesem Gericht inner 10 Tagen gebe»
können

5) Diefts überftndet hernach dem Direktorium die An
zeige des vdfchwevenden Streites und der ernann-
tc» Schiedsrichter, welch s den fünften Schiede
richter ernennt. Dieser bestimmt dann Zeit uns
Ort der Zusaniinentmift, und giebt davon durcy
das näin.iche Distriktsgenchl den Parteien und
übrigen Sch,dSriehtern Nachricht.

6) Vor dieser schiedsrichterlichen Instanz müssen die
Pntheieii mündlich replie »en und explicite», »vor
aus das Urth.il unmitteiba. folgen muß.

7) Zu solchen Sch/sSrichtern tonn n auch Mitglieder
von allen Behörden, mir Ausnahme jener des Dt
rcklvriumS und des oberste» Gerichtshofes, ge;
wählt werden. Doch darf keiner mit irgend
einer der Parlhcicn oder einem einzelnen Mitglied!

8) Von diesem Fn'edensgericht geht die Appellation a»
den obersten Gerichtshof. Sie muß inner ioTa?
gen vom gefällten Spruch an angezeigt, und in«
ner drei Monate» vollzogen werden,

y) Die Kläger sollen nicht schuldig seyn das Recht
zu versichern oder zu vertrösten,

iv) Parkrten sind.gehalten in der ihnen bestimmten
Zcir zu erscheinen, sonst wider den ausbletbcnoen
T?cil beim zweiten Nichterscheinen in Contumaj
gesprochen wird,

unler- ii) Wenn ein einzelner um einer Sache willen verur?
theilt wird, für welche nach seiner Behauptung
andere ebeniolls verantwortlich find, so soll er sich
gegen dicft seines Rükgreisrechts bedienen können.

l2) Die Federungen um solche Entschädigungen sollen
von den Patrioten in der Zelts, ist von 6 Mona«
ten nach Bekanntmachung des gegenwärtigen Kes
stzes unter Strafe des Rechlsverlustes vorgetrae
gen werden.

lg) Hiervon flnd die Landesabwesenden ausgenommen,
welchen zu Vorbnngung ihrer Ansprüche i Jahr
Zeit, ssom Tag der Kundmachung dieses Gesetzes
an gerechnet, eingeräumt ist.

14) Die Bezahlung der Entschädigungssummen darf
bei erforderlichen Umständen in Terminen, bei de?

ren Bestimmung auf die Dürftigkeit der Parteien
sowohl als auf die Grösse der Summe Rükstcht
genommen werden muß, festgesetzt werden.

Gesezvorschlag der Commission des grossen
Rathes über die Einsetzung der Frie-
dmsgerichte und Friedensrichter.

(Fortsetzung.)

Siebenter. Abschnitt.
Verhaltungsregeln für die Friedensrichter bei ausser^

ordentlichen Vorfallen, welche bei Eröffnung
der Siegel einkrctten können.

§ 2Zi. Wenn im Falle einer wirklich angetretenen
Erbschaft, hei Eröffnung der Siegel ein uncer dense!--
hen gelegenes Vermögensstück von einem Drittmann
als das Seinige zurukgefodert wird, so soll es der
Friedensrichter zurukgcben, wenn die sämmtlichen Er--
den es für das Seinige erkennen.

2Z2. Wenn hingegen die Erben, oder einige der?
selben, das Eigenchumsrecht des Anchrechcrs nicht
anerkennen, so untersucht der Friedensrichter die Sache,
bemuht sich die Parthei, »ach Anleitung, der im Tit.

Absch. dieses Gesetzes enthaltenen Vorfthist
zu vergleichen, und weist jiè, wenn dieses nicht ge?
schehcn lann, an das Friedensgericht.

Diese Anfoderungen dritter Personen solle«2ZZ. ^desselben bis in den zweiten Grad verwandt seyn.!die Abhebung deL Siegel nicht unterbrechen
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